
Briefing aus Bern

Ständerat ist gegen «Ja 
heisst Ja», FDP-Chef 
will 
Kriegsmaterialgesetz 
ändern – und die SP 
möchte das Heizen 
einschränken
Das Wichtigste in Kürze aus dem Bundeshaus (195).
Von Dennis Bühler, Priscilla Imboden und Cinzia Venafro, 09.06.2022

«Ja  heisst  Ja»  oder  «Nein heisst  Nein»?  Über  diese  Frage  diskutier-
te der Ständerat am Dienstag im Rahmen der Debatte über die Revisi-
on des Sexualstrafrechts. Grünen-Ständerätin Lisa Mazzone plädierte für 
«Ja heisst Ja», also die Zustimmungslösung, bei der sexuelle Handlun-
gen nur erlaubt sind, wenn alle Beteiligten den entsprechenden Willen 
ausgedrückt haben. Nur diese Lösung garantiere, so Mazzone, dass auch 
Vergewaltigungsopfer, die paralysiert ihren Willen nicht mehr kundtun 
könnten, strafrechtlich geschützt seien. 

Unterstützung bekam sie von SP-Ständerätin Eva Herzog, die von einer an-
onymen Zuschri: berichtete, «ich gehe davon aus, von einem Mann». Darin 
heisse es, Männer würden mit der Ja-Variante unter Generalverdacht ge-
stellt2 «Frauen sagen o: Nein, aber im Grunde wollen sie.» Darum stim-
me sie für die Ja-Variante, weil man ankämpfen müsse «gegen das Bild der 
Frauen, die genommen werden wollen, auch wenn sie Nein sagen».

Doch der Ständerat hatte kein Gehör für die Ratslinke. Er entschied mit 
85 zu 1A Stimmen, im Sexualstrafrecht die «Nur Nein heisst Nein»-Lösung 
zu etablieren. Zudem lehnte er den sogenannten «Freezing»-Ortikel ab, der 
einen eigenen Stra:atbestand wollte für den Fall, dass ein Tpfer sich im 
Schock nicht mehr rühren kann. Der Ständerat folgte damit der vorberaten-
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den Kommission sowie dem Bundesrat. Einzig die «Nein heisst Nein»-Va-
riante bringe Klarheit, sagte Bundesrätin Karin Keller-Sutter und fügte an, 
dieses Nein könne auch durch «Kopfschütteln» oder «Weinen» zum Ous-
druck gebracht werden.

Ebenfalls vehement gegen die Ja-Variante hatte Mitte-Ständerat Beat Rie-
der argumentiert2 Seines Erachtens würde mit der Zustimmungslösung 
suggeriert, dass sexuelle Handlungen grundsätzlich auch zwischen Er-
wachsenen stra’ar seien, ausser man habe die Zustimmung des Gegen-
übers.

Einig war sich der Rat zumindest in einem2 Das geltende Sexualstrafrecht 
ist veraltet, eine Revision dringend nötig. «Heute stösst insbesondere die 
Iatsache, dass eine Vergewaltigung gemäss Wortlaut des Gesetzes zwin-
gend eine Nötigung des Tpfers voraussetzt, in der Gesellscha: zu Recht auf 
breites Unverständnis», sagte Mitte-Ständerätin Heidi Zqgraggen.

jn den Ougen von Justizministerin Karin Keller-Sutter ist denn auch das 
Kernstück der Revision, dass es keine Nötigung braucht, damit auf eine 
Vergewaltigung erkannt werden kann. Es soll genügen, dass der Iäter den 
Willen des Tpfers vorsätzlich missachtet hat.

jn diesem Punkt folgte der Ständerat dem Bundesrat. Zudem hob er überra-
schend die Mindestfreiheitsstrafe für eine 0uali–zierte Vergewaltigung von 
einem auf zwei Jahre an. Damit kann ein Vergewaltiger nicht mehr mit ei-
ner bedingten Gefängnisstrafe rechnen. Mitte-Ständerat Stefan Engler hat-
te dafür plädiert2 «Nach unserer Ou3assung gehört ins Gefängnis, wer dem 
Tpfer den Beischlaf gewalttätig abnötigt.»

Und damit zum Brie–ng aus Bern.

Waenlifnrnugl:nl FDP-ä-usdftnlwFRfiiFon:nilFsltnul
WmughFndF:nSw FOm vergangenen Freitag entschied der Bundesrat im Zu-
sammenhang mit Onfragen anderer Länder, dass aus der Schweiz bezoge-
nes Kriegsmaterial nach wie vor nicht an die Ukraine weitergegeben werden 
darf. Kriegsmaterial-Zulieferungen in Form von Baugruppen und Einzel-
teilen sind aber möglich. FDP-Präsident Ihierry Burkart schlägt nun eine 
Gesetzesänderung vor2 Neu sollen Länder, die die Werte der Schweiz teilen 
und über ein vergleichbares Regime für Exportkontrollen verfügen, keine 
Erklärung mehr unterzeichnen müssen, dass sie in der Schweiz gekau:e 
Wa3en nicht an Drittstaaten weiterreichen. Dies würde voraussichtlich für 
6ene 85 Länder gelten, die die Schweizer Rüstungsindustrie schon heute 
nach einem vereinfachten Verfahren beliefern darf. Während Burkarts jdee 
von der Mitte-Fraktion positiv aufgenommen wird, wird sie von SP- und 
SVP-Vertreterinnen kritisiert.

WaughFüfnFtadFRfddnlFhAddnl  Oktuell verbietet das Kriegsmaterial-
gesetz die Lieferung von Wa3en an Staaten, die «in einen internen oder 
internationalen bewa3neten Kon7ikt verwickelt» sind, und verp7ichtet 
Käufer, eine Nichtwiederausfuhr-Erklärung zu unterzeichnen. Das Parla-
ment sprach sich im Herbst 8C81 explizit gegen mehr Spielraum aus2 Der 
indirekte Gegenvorschlag des Bundesrats zur sogenannten «Korrektur-
initiative» hätte der Regierung erlaubt, beim Vorliegen «ausserordentlicher 
Umstände» die gesetzlichen Bestimmungen zu übersteuern, das Parla-
ment schloss das «Schlup7och» aber (und erreichte damit, dass die Volks-
initiative zurückgezogen wurde).
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WfnFndFRnfwnu:nSw  Burkarts Motion wird zwar frühestens im September 
debattiert, schon heute Donnerstag aber ist der Krieg in der Ukraine er-
neut Ihema im Bundeshaus. Der Nationalrat hat über die Motion der SP 
zu be–nden, die den Bundesrat au3ordert, eine Iaskforce zu gründen, um 
mehr Vermögenswerte russischer und belarussischer Tligarchen sperren 
zu können. Die Grünen verlangen zudem eine unabhängige Rohsto3markt-
aufsicht. Und der Nationalrat entscheidet, ob der Bundesrat neu auch ei-
genständig Sanktionen ergreifen können soll Ä derzeit kann er nur Sank-
tionen der Uno, der EU oder der USO übernehmen.

cuhnn FüwsltnuawFdwmkBwF–gt:nwFagr 3FgltFRflBwFDä5EF
tgukS
WmughFndF:nSw FNach dem Nationalrat hat auch der Ständerat entschie-
den, dass das Ormeebudget bis 8CéC auf 1 Prozent des Bruttoinland-
produkts steigen soll. Das macht 6e nach Schätzung gegen 9 Milliarden 
Franken aus, é Milliarden mehr als heute. Ousserdem hat die kleine Kam-
mer dem Kauf von é+ F-é5-KampNets zugestimmt.

WaughFüfnFtadFRfddnlFhAddnl  Die Erhöhung des Ormeebudgets wird 
zu Sparmassnahmen in anderen Bereichen wie Bildung, Landwirtscha:, 
Entwicklungshilfe oder Umweltschutz führen. Das ist nach Oussagen von 
Finanzminister Ueli Maurer klar geworden, mit denen er Verteidigungs-
ministerin Viola Omherd widerspricht, die im Parlament gesagt hatte, dies 
sei nicht nötig. Der Ständerat beschloss den Kauf des F-é5, ohne laufen-
de Untersuchungen zum KampNet-Ouswahlprozedere abzuwarten2 Zurzeit 
klären die Geschä:sprüfungskommission des Nationalrats und die Eid-
genössische Finanzkontrolle, ob das Ouswahlprozedere sauber abgelaufen 
ist. 

WfnFndFRnfwnu:nSw  Die Erhöhung des Ormeebudgets ist beschlossene Sa-
che. Ollerdings müssen die einzelnen Bescha3ungen und Ousgaben für die 
Ormee 6ährlich in der Ormeebotscha: im Detail dem Parlament beantragt 
werden. Der Kauf des F-é5 wird im September vom Nationalrat beraten. Da-
nach wird der Bundesrat voraussichtlich die Kaufverträge unterschreiben-
 Ä entgegen seinen früheren Versprechen, zuerst die Obstimmung über die 
Stopp-F-é5-Volksinitiative abzuwarten. 

pgumLaLmifwfB FvfbfaFvngFMnalwRmuwnwFtnlF–ufnrFagdF
–uAddni
WmughFndF:nSw FStaatssekretärin Livia Leu hat auf einen Brief aus Brüssel 
geantwortet. Die EU-Kommission hatte zehn konkrete Fragen gestellt, um 
herauszu–nden, ob es sich lohnt, mit der Schweiz neu über institutionelle 
Fragen zu verhandeln. Der EU-Brief hatte gezeigt, dass die alten Di3erenzen 
rund um das gescheiterte Rahmenabkommen bestehen bleiben2 der Lohn-
schutz, die Übernahme von EU-Recht und die staatlichen Beihilfen. jn ihrer 
Ontwort bleibt Leu vage. Die Schweiz anerkenne verschiedene Grundsätze 
der EU an, heisst es darin. Diversen konkreten Fragen wich Leu aber aus. 

WaughFüfnFtadFRfddnlFhAddnl  Der Bundesrat hat im Februar einen Ver-
such lanciert, mit der EU wieder ins Gespräch zu kommen, nachdem er 
vor einem Jahr die Verhandlungen rund um ein Rahmenabkommen ab-
rupt abgebrochen hatte. Die EU reagierte darauf, indem sie keine Verträ-
ge zwischen der Schweiz mehr aufdatiert, was es Schweizer Firmen zuneh-
mend erschweren wird, in die EU zu exportieren. Zudem schliesst die EU 
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die Schweiz von den Forschungsprogrammen wie Horizon Europe aus, mit 
negativen Ouswirkungen auf den Forschungsplatz Schweiz.

WfnFndFRnfwnu:nSw  Nun ist der Ball wieder bei der EU. Sie wird bald ent-
scheiden, ob sie bereit ist, mit der Schweiz erneut Verhandlungen aufzu-
nehmen.

NntfnlLmifwfB F«awfmlaiuawFRfiiFBnflnFöD»utnugl:F
if:SwÄ
WmughFndF:nSw  Nachdem die Stimmbevölkerung am 1é. Februar Nein ge-
sagt hatte zu einem starken Ousbau der staatlichen Medienförderung, woll-
te die für Medienpolitik zuständige Kommission des Nationalrats unbe-
strittene Ieile der damaligen Vorlage neu au7egen. Gefördert werden soll-
ten unter anderem die Journalistenschule MOZ, die Nachrichtenagentur 
Keystone-SDO und der für medienethische Fragen zuständige Presserat. 
Doch der Nationalrat lehnte es am vergangenen Donnerstag mit 982AO Stim-
men bei + Enthaltungen ab, die seit längerem unter–nanzierten jnstitutio-
nen zu unterstützen.

WaughFüfnFtadFRfddnlFhAddnl FEntscheidend für die Oblehnung waren 
im Nationalrat die Stimmen der GLP, deren Vertreter geschlossen Nein 
stimmten. Dies, obwohl die Partei im Januar die Ja-Parole für das Medien-
fördergesetz ergri3en hatte, für das sich auch +1 Prozent der GLP-Sympa-
thisantinnen aussprachen. Nun aber verlangen die Grünliberalen zunächst 
eine vertie:e Ouslegeordnung Ä im März hiess der Nationalrat einen ent-
sprechenden Vorstoss gut. Damit geht 6edoch eine erhebliche Verzögerung 
einher. Währenddessen nimmt die Medienvielfalt weiter ab2 Vor einer Wo-
che gab das Tltner Lokalmedium «Kolt» auf, das in der Stadt mit knapp 
8CqCCC Einwohnerinnen während 1é Jahren dem Grossverlag PH Media 
Konkurrenz gemacht hatte.

WfnFndFRnfwnu:nSw FBei der Medienförderung dür:en die jmpulse in näch-
ster Zeit nicht vom Bund, sondern von den Kantonen ausgehen. Om wei-
testen fortgeschritten sind die Diskussionen in der Romandie, im Kanton 
Waadt 7iesst sogar bereits Geld.

zuVwnwaufr F–gltnduawFbnuial:wFnulngwFGnuMnddnugl:nl
WmughFndF:nSw FDer Bundesrat ist erneut nicht zufrieden mit dem Vor-
schlag für ein neues Qrztetarifmodell. Er will die neue Version der Iarif-
struktur Iardoc nicht genehmigen. Sie erfülle «die gesetzlichen Onforde-
rungen, insbesondere die Kostenneutralität, noch nicht», so die Regierung 
in einer Mitteilung. 

WaughFüfnFtadFRfddnlFhAddnl  jm Kern geht es um die Frage, wie viel Qrz-
tinnen für welche Leistung abrechnen dürfen. Zwar sind sich alle einig, dass 
der aktuelle Iarif namens Iarmed komplett veraltet ist. Doch alle Versu-
che der Versicherer, Qrztinnen und Spitäler der letzten Jahre, sich auf einen 
neuen Qrztetarif zu einigen, waren erfolglos. Ouch der aktuelle Vorschlag 
geht nun zurück an den Obsender, bestehend aus Qrzteverband FMH sowie 
dem Krankenkassenverband Purafutura. Nicht hinter dem Vorschlag stan-
den der zweite grosse Krankenkassenverband SantRsuisse sowie der Spi-
talverband HS. 

WfnFndFRnfwnu:nSw  Nächste Woche müssen sich die zerstrittenen Iarif-
partner an einen Iisch setzen, zu dem sie Gesundheitsminister Olain Berset 
geladen hat. Bis 8C8é haben sie Zeit, eine neue Lösung zu –nden.
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1ru»uifFtnuFWmkSn
Schon diesen Winter drohen Engpässe bei der Strom- und Gasversorgung, 
befürchtet die SP. Jetzt hat die Partei in einem neuen Positionspapier For-
derungen an den Bundesrat gestellt, um eine Versorgungskrise zu verhin-
dern. Werden sie umgesetzt, müssen sich die Gfrörli im Land warm anzie-
hen2 Ob Beginn der Heizsaison soll unter anderem die gute, mit Gas bis-
her kuschelig warm gehaltene Stube daheim auf höchstens 8C Grad geheizt 
werden dürfen. Reicht das nicht, müsse das Ihermometer weiter nach un-
ten. Bestimmten jndustriezweigen soll zudem im zweiten Schritt ganz der 
Gashahn abgedreht werden. Zum Glück ist 6etzt erst mal Sommer. 

Illustration: Till Lauer
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